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Rat
Sitzung 29/2007
Sitzungsdatum 13.11.2007

Auszug aus der 

N i e d e r s c h r i f t

über die 29. öffentliche Sitzung des Rates der Stadt Ratingen am Dienstag, den 13. November 2007


	Sitzungsbeginn:


	16:00 Uhr

	Sitzungsende:


	21:20 Uhr

	Ort der Sitzung:


	Großer Sitzungssaal des Ratstraktes, 

Minoritenstraße 6, 40878 Ratingen


Anwesend sind:

STNTeilnehmendAls
Bürgermeister

	Bürgermeister
	Birkenkamp, Harald
	


STNTeilnehmendAls
Mitglieder der CDU-Fraktion

	Ratsmitglied
	Abel, Winfried
	

	Ratsmitglied
	Blumenkamp, Rolf
	

	Ratsmitglied
	Brebeck, Heidelore
	

	Ratsmitglied
	Dick, Andreas
	

	Ratsmitglied
	Fahr, Gerold
	

	Ratsmitglied
	Giegling, Ulrich
	

	Ratsmitglied
	Jörgens, Karl Heinz
	

	Ratsmitglied
	Kleinrahm, Werner
	

	Ratsmitglied
	Luderich, Claudia
	

	Ratsmitglied
	Maaßhoff, Jörg
	

	Ratsmitglied
	Matyssek, Rüdiger
	ab 16:50 bis 19:35 Uhr

	Ratsmitglied
	Noss, Jochem
	

	Ratsmitglied
	Paas, Johannes
	ab 19:45 Uhr

	Ratsmitglied
	Paprotta, Margarete
	

	Ratsmitglied
	Rubner, Dieter Josef
	

	Ratsmitglied
	Schäckermann, Udo
	

	Ratsmitglied
	Schneider, Erhard
	

	Ratsmitglied
	Schwienhorst, Max
	

	Ratsmitglied
	Vielhaus, Ewald
	

	Ratsmitglied
	Wedler, Tim
	ab 16:08 bis 21:15 Uhr

	Ratsmitglied
	Wladarz, Sebastian
	


STNTeilnehmendAls
Mitglieder der SPD-Fraktion

	Ratsmitglied
	Amaya, Erik
	

	Ratsmitglied
	Aschenbroich, Gero
	bis 19:40 Uhr

	Ratsmitglied
	Brixius, Dirk
	

	Ratsmitglied
	Dierks, Dr. Marianne
	

	Ratsmitglied
	Galinke, Joachim
	ab 16:06 Uhr

	Ratsmitglied
	Grebing, Stefan
	

	Ratsmitglied
	Hinzmann, Lothar
	

	Ratsmitglied
	Hoboldt, Claudia
	bis 19:25 Uhr

	Ratsmitglied
	Kaleja, Rosa-Maria
	

	Ratsmitglied
	Kompalik, Angelika
	

	Ratsmitglied
	Korzonnek, Anneliese
	

	Ratsmitglied
	Meyer, Dr. Willm Rolf
	ab 18:25 Uhr

	Ratsmitglied
	Müller-Witt, Elisabeth
	

	Ratsmitglied
	Wienen, Stephan
	bis 20:55 Uhr

	Ratsmitglied
	Wiglow, Christian
	


STNTeilnehmendAls
Mitglieder der Fraktion Bürger-Union Ratingen

	Ratsmitglied
	Besta, Jutta
	

	Ratsmitglied
	Brazda, Heinz
	

	Ratsmitglied
	Diehl, Angela
	

	Ratsmitglied
	Diehl, Lothar
	

	Ratsmitglied
	Ellenbeck, Robert
	

	Ratsmitglied
	Feldhoff, Paul
	

	Ratsmitglied
	Hammacher, Roland
	

	Ratsmitglied
	Henning, Peter
	

	Ratsmitglied
	Meisenkothen, Uwe
	

	Ratsmitglied
	Proboszcz, Anneliese
	

	Ratsmitglied
	Schierenbeck, Werner
	

	Ratsmitglied
	Schulz, Friedegard
	

	Ratsmitglied
	Vogt, Martina
	

	Ratsmitglied
	von der Groeben, Alexander
	

	Ratsmitglied
	Weidtmann, Horst
	

	Ratsmitglied
	West, Claus-Dieter
	ab 16:08 Uhr

	Ratsmitglied
	Willmann, Stefan
	


STNTeilnehmendAls
Mitglieder der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

	Ratsmitglied
	Esser, Barbara
	

	Ratsmitglied
	Frölich-Dykmanns, Sabine
	

	Ratsmitglied
	Gorris, Felix Harald
	

	Ratsmitglied
	Pöhling, Hermann
	

	Ratsmitglied
	Simon, Reinhard
	

	Ratsmitglied
	Stocks, Susanne
	bis 20:55 Uhr


STNTeilnehmendAls
Mitglieder der FDP-Fraktion

	Ratsmitglied
	Becker, Horst
	bis 20:15 Uhr

	Ratsmitglied
	Hanning, Hannelore
	

	Ratsmitglied
	Heckermann, Marcel
	

	Ratsmitglied
	Uferkamp, Werner Walter
	bis 21:05 Uhr


STNTeilnehmendAls
Fraktionslose Ratsmitglieder

	Ratsmitglied
	Evers, Manfred
	


STNTeilnehmendAls
Es fehlen

	Ratsmitglied
	Kompalik, Max Rudolf
	

	Ratsmitglied
	Lüngen, David Alexander
	


STNTeilnehmendAls
Als Gäste

	Kanzlei Dr. Heide und Patt
	Herr Dr. Heide
	bis TOP 5

	Städte- und Gemeinde-bund, Hauptreferent
	Herr Dr. Queitsch
	bis TOP 5

	Landrat des Kreises Mettmann 
	Herr Hendele
	zu TOP 8

	Rechtsdezernent des Kreises Mettmann
	Herr Hahnheide 
	zu TOP 8


STNTeilnehmendAls
Vom Rechnungsprüfungsamt

	Stellv. Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
	Dahlmann, Dietmar
	


Gleichstellungsbeauftragte und Amtsleiterin

	Gleichstellungsbeauftragte und Leiterin Standesamt
	Töpfer, Andrea
	


STNTeilnehmendAls
Von der Verwaltung

	Leiter des Büros des Bürgermeisters
	Ueberdick, Peter
	


STNTeilnehmendAls
Schriftführer

	Schriftführer
	Wanderburg, Frank
	

	Stellv. Schriftführerin
	Berein, Bärbel
	


Folgende Tagesordnung wird behandelt:

A Öffentlicher Teil

	TOPOeffentlich = 'Ja'26.
	Resolution der Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Migrantenvertretungen NRW (LAGA) zum kommunalen Wahlrecht


	Beschluss des Integrationsrates


Auf Antrag des Integrationsrates:

Beschluss:

1. Der Rat der Stadt Ratingen beschließt nachfolgende Resolution.

2. Die Resolution ist der Landesregierung und den Landtagsfraktionen zuzuleiten.

Resolution des Rates der Stadt Ratingen

„Politische Gleichberechtigung muss am Anfang jeder gelungenen Integration stehen!

Nur wer die Möglichkeit hat, sich durch die Wahl seiner Vertreterinnen und Vertreter an der Politik vor Ort zu beteiligen wird ernst genommen! Diese Menschen sind dann nicht mehr Objekte des politischen Handelns sondern gestalten das Leben in ihrem Umfeld aktiv mit.

Nicht jede Migrantin und jeder Migrant, die/der schon seit vielen Jahren in Deutschland lebt, kann oder will aber die deutsche Staatsangehörigkeit annehmen oder kann dies nur unter erschwerten Bedingungen tun.

Deshalb fordern wir das kommunale Wahlrecht für alle Migrantinnen und Migranten die sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig in der Bundesrepublik aufhalten, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit.

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 1990 entschieden, dass ein kommunales Wahlrecht auch für Migrantinnen und Migranten nach einer Änderung des Grundgesetzes möglich ist.

Der Europarat mit seinen 43 Mitgliedsländern fordert seit Jahren, allen Ausländern mit legalem Aufenthaltsrecht, unabhängig von der Nationalität, das uneingeschränkte aktive und passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene zuzusprechen.

Der ehemalige Bundespräsident Johannes Rau hat im Jahr 2003 u.a. gesagt:

“... Es ist ... falsch, dass wir ein kommunales Wahlrecht haben, das die Mehrheit der bei uns lebenden Ausländern ausschließt, nämlich die türkischen Mitbürger, die nicht mitwählen dürfen, weil und so lange die Türkei nicht zur Europäischen Union gehört. Ich glaube, dass man Wege finden müsste, damit auf der kommunalen Ebene alle dauerhaft hier lebenden Ausländer das Wahlrecht haben – das kommunale Wahlrecht ...“

Das kommunale Wahlrecht für alle lange hier lebenden Migrantinnen und Migranten ist jetzt durch den Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD auf Bundesebene wieder in das Bewusstsein der Politik gerückt worden. Es muss jetzt darum gehen, den Prüfauftrag aus dem Koalitionsvertrag in eine offensive Politik umzuwandeln.

Nordrhein-Westfalen sollte dabei an der Spitze stehen. In der Integrationsoffensive NRW hat sich im Jahr 2001 die Mehrheit der im Landtag vertretenen Parteien für das kommunale Wahlrecht ausgesprochen.

Eine demokratische Bürgergesellschaft kann es sich auf Dauer nicht leisten, einen großen Teil ihrer Mitglieder von den elementarsten Mitwirkungsrechten auszuschließen.

Deshalb:

Kommunales Wahlrecht für alle Migrantinnen und Migranten - Jetzt!“
	Abstimmungsergebnis: 
	einstimmig zugestimmt
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